Erläuterungen zum Musterreglement bzw. -verordnung

Schulzahnpflege

Ausgangslage

Der Umsetzungsbedarf i.S. Schulzahnpflege besteht nebst der Ernennung von Schulzahnärzten und Fachpersonal bei der Schaffung einer kommunalen Rechtsgrundlage für die Ausrichtung von Behandlungskostenbeiträge, sofern die Gemeinde weiterhin Beiträge ausrichtet.

Musterreglement

Es steht ein Musterreglement zur Verfügung. Darin sind die wesentlichen Züge der Organisation und der Ausrichtung der Behandlungskostenbeiträge vorgesehen. In den Anhängen sind die Schwerebeurteilungsliste sowie das Berechnungsschema für die Gemeindebeiträge an die Behandlungskosten enthalten.

Nebst dem Musterreglement besteht eine Variante darin, dass im (bestehenden) Schulreglement nur die wesentlichsten Punkte zum schulzahnärztlichen Dienst festgehalten werden und der Gemeinderat ausdrücklich ermächtigt wird, in einer Verordnung die Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die Behandlungskosten vorzusehen.

Das Musterreglement wurde von den Rechtsdiensten der Erziehungsdirektion sowie des Amtens für Gemeinden und Raumordnung vorgeprüft.

Kommentar zum Musterreglement

Beide Varianten

Die Bestimmungen enthalten:

· keine Wiederholung von kantonalem Recht

· die zur Ernennung bzw. Wahl verantwortlichen Organe in Zusammenhang mit den verschiedenen Funktionen des schulzahnärztlichen Dienstes

· keine Pflichtenhefte (diese sind in den Verträgen oder in Stellenbeschreibungen zu regeln)

· keine Vorschriften über Organisation und Durchführung des schulzahnärztlichen Dienstes 

· die Übernahme der bisherigen kantonalen Bestimmungen i.S.
- Schwerebewertung der Kieferanomalien
- Berechnungsschema

· eine Variante in Bezug auf die Bestimmung der massgebenden Einkommens- und Vermögensverhältnisse (in Anlehnung an die Bestimmungen zur Berechnung von Krankenkassenverbilligungen). Dabei ist der höhere Verwaltungsaufwand für die Berechnung des massgebenden Einkommens nicht zu vernachlässigen

· eine Übergangsbestimmung für das Jahr 2002, sofern die Bestimmungen erst per 1.1.2003 in Kraft gesetzt werden können (Problematik: rückwirkende Inkraftsetzung von Erlassen)

Beilage

Auszug aus Art. 60 Volksschulgesetz (Schulzahnärztlicher Dienst)

Hinweis

weitere Info's unter www.erz.be.ch/schulzahnpflege/
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Auszug aus dem Volksschulgesetz (VSG) [BSG 432.210]
Art. 60 (Schulzahnärztlicher Dienst) [Fassung vom 5. September 2001]
1 Der schulzahnärztliche Dienst bezweckt die Gesunderhaltung der Kauorgane und deren kostengünstige Behandlung.

2 Die Gemeinden führen für die öffentlichen und privaten Schulen den schulzahnärztlichen Dienst durch.

3 Die Aufgaben des schulzahnärztlichen Dienstes umfassen

a) die erforderliche Prophylaxe:

1. jährliche Kontrolluntersuchung,

2. regelmässige vorbeugende Massnahmen in der Schule unter Beizug von Fachpersonal,

b) Sicherstellung eines kostengünstigen Behandlungsangebotes für kranke Kauorgane und anomale Gebisse durch

1. Ernennen von Schulzahnärztinnen und Schulzahnärzten

2. Anwenden des Schulzahnpflegetarifs.

4 Die Wohnsitzgemeinden tragen die Kosten der Prophylaxe, unterstützen minderbemittelte Eltern und können weitere Behandlungskostenbeiträge ausrichten.

5 Die Erziehungsdirektion erlässt Empfehlungen.

